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schaftsberatung in Deutschland noch nicht ausreichend ausge-
schöpft ist, wird gefragt, wie neue Ideen und Wissen aus anderen
gesellschaftlichen Bereichen in die Politik transferiert werden kön-
nen, um eine stärkere Wissensbasierung und höhere Ergebnisquali-
tät von Politik zu ermöglichen, und wie deliberative Online-Konsulta-
tion für Politik konkret nutzbar gemacht werden könnte.

Jonathan Birdwell beschreibt in seinem Beitrag »A New Agora?
The Internet and Everyday Deliberative Democracy« internationale
Trends in Fragen von politischer Online-Kommunikation. Seinen Fo-
kus richtet Birdwell insbesondere auf die Kommunikationsstrategie
der britischen Regierung. Diese hat gemeinsam mit zivilgesellschaft-
lichen Akteuren zahlreiche Online-Projekte zur Steigerung von
Transparenz, Dialog und Beteiligung initiiert, die im Königreich zur
größeren Akzeptanz des Regierungskurses geführt haben und enor-
me Lernpotenziale für die deutsche Politik bieten.

Maßstäbe hat – wie bereits oben beschrieben – in vielerlei Hin-
sicht Barack Obamas oftmals zitierter »Jahrhundertwahlkampf« ge-
setzt, weswegen Mark T. Fliegauf und Leonard Novy in ihrem Beitrag
»›E-bama‹ – Amerikas erster ›Internetpräsident‹ und die Rolle des
World Wide Web für moderne politische Führung« Obamas Online-
Aktivitäten eingehender beleuchten. Ihr Beitrag analysiert, wie es
Obama gelingen konnte, mit Hilfe des Internets sowie einem zeitge-
mäßen und konsequent umgesetzten Verständnis politischer Füh-
rung (Leadership) eine soziale Bewegung ins Leben zu rufen, die ihn
letztlich trotz starker Konkurrenz im demokratischen und republika-
nischen Lager zum 44. Präsidenten der Vereinigten Staaten von
Amerika gemacht hat.

Abschließend beurteilt Hans Hütt in seinem Beitrag »Findetech-
nik – zur sprachlichen Gestalt politischer Online-Kommunikation«
einige dialogorientierte Strategien regierungsseitiger Online-Kom-
munikation aus Sicht eines Rhetorik-Experten. Er befasst sich insbe-
sondere mit den Fragen, ob die politischen Akteure über das Internet
wirklich einen ernsthaften Dialog mit den Bürgern suchen und wa-
rum wir bei aller Begeisterung für online-gestützte Kommunikati-
ons-, Dialog- und Deliberationsverfahren die sprachliche Kultur nicht
vergessen sollten.

Ein besonderer Dank gilt Simone Gerdesmeier für ihre engagierte
Recherche, Bettina R. Algieri für das – wie immer – gründliche Lek-
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torat und insbesondere Dominic Schwickert (Universität Münster),
ohne dessen konzeptionelle wie organisatorische Leistung der vorlie-
gende Band wohl nicht das Licht der Öffentlichkeit erblickt hätte.

Leonard Novy
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Ressource und Risiko:
Potenziale des Internets für die Politik
Leonard Novy, Dominic Schwickert

1 Einleitung

Politische Kommunikation wird in einer mediatisierten Gesellschaft
zu einer immer wichtigeren Ressource von Regierung und Parteien.
Ob sich die deutsche Politik nun geschickt den Gesetzmäßigkeiten
einer mediatisierten Gesellschaft angepasst hat oder ob die Medien,
wie der Politologe Thomas Meyer vor ein paar Jahren warnte, die
Politik »kolonisiert« haben (Meyer 2001), bleibt dahingestellt. Fest
steht, dass die Medien- und Vermittlungsabhängigkeit der Politik ge-
stiegen ist. Dies hat ausgerechnet Medienkanzler Gerhard Schröder
mit seiner Agenda 2010 bewiesen. Das größte Reformprojekt der
vergangenen Jahre geriet zum medialen Desaster und der SPD bis
heute zur schweren Hypothek. Es zeigte, wie zentral politische Ver-
mittlungsarbeit – in die eigene Partei hinein wie nach außen – für
die Initiierung und Durchsetzung von Reformvorhaben ist.

Offensichtlich gelingt es nur noch unzureichend, den Bürgern
die Sinnhaftigkeit der oft mühsamen und kompromissreichen demo-
kratischen Aushandlungsprozesse vor Augen zu führen und sie von
der Qualität der erzielten Lösungen zu überzeugen. Der in der Berli-
ner »Mode-, Ereignis- und Stimmungsdemokratie« (Hofmann 2005)
vorherrschende Hang zu Politikinszenierungen und politischem
Marketing scheint die Politikverdrossenheit nur weiter zu stärken.
Zwar ist eine professionalisierte Außenkommunikation in einer sich
rasant verändernden Medienlandschaft unverzichtbar, dennoch ver-
schärft sich die Kluft zwischen ›oben‹ und ›unten‹, zwischen »Front-
stage«- und »Backstage«-Politik, je mehr die Parteien – im Wahl-
kampf wie im politischen Alltag – ihre Öffentlichkeitsarbeit ausbau-
en. Die Politik, so ein gängiger Vorwurf nicht nur in Zeiten der
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Agenda 2010, habe sich von der Basis abgekoppelt und unterwerfe
sich dem Diktat von Medien, Markt und Demoskopie. Das Vertrauen
in die demokratischen Institutionen und insbesondere in die Partei-
en schwindet Umfragen zufolge seit Jahren (Friedrich-Ebert-Stiftung
2008). Hinzu kommt, dass sich die ›Gesundheit‹ einer Demokratie
nicht nur an Akzeptanz im Sinn von dauerhafter Zustimmung und
›zufriedenen‹ Bürgern bemisst. Es geht auch um die Nutzung »posi-
tiver Staatsbürgerrechte« durch Gruppen, Organisationen und Indi-
viduen (Crouch 2008: 22), also politische Beteiligung jenseits von
Wahlen und Umfragen. Sowohl für die Verringerung der »Verständ-
niskluft« (Novy und Schmitz 2007: 245) zwischen Politik und Öffent-
lichkeit sowie das Entstehen von Vertrauen in die Politik und ihr
Handeln als auch für einen inklusiven demokratischen Prozess
durch die aktive Mitwirkung in und Teilhabe an politischen Prozes-
sen sind neue, ernsthafte Formen der Dialogkommunikation essen-
ziell.

1.1 Dialogorientierung als Erfolgsfaktor moderner Politik

Klassischerweise erfolgt zumindest der Austausch der Politiker mit
der eigenen Parteibasis über die Kanäle der innerparteilichen Wil-
lensbildung und Entscheidungsfindung. Um im Rahmen einer kon-
struktiven und transparenten Debatte gemeinsame Grundlinien zu
entwerfen, die sich anschließend einheitlich nach außen kommuni-
zieren lassen (Althoff 2007: 220), ist ein ehrlicher und dauerhafter
Dialog ein wichtiges Element sowohl der öffentlichen als auch der
Binnenkommunikation. Fehlt ein solcher interner Dialog, kann dies
zu mangelnder Geschlossenheit in den eigenen Reihen führen. Ex-
tern kann sich eine ›isolierte‹ Kommunikation, die an den Bürgern
vorbeigeht, im dramatischen Zustimmungsverlust einer Partei aus-
wirken. Das Beispiel der Agenda 2010 zeigt die Folgen unzureichen-
der Kommunikation nach innen und außen auf eindrucksvolle
Weise.

Angesichts abnehmender Parteiloyalitäten hat die Nutzung ver-
schiedener Formen der Bürgerbeteiligung an Bedeutung gewonnen
(Beckmann und Keck 1999). Kennzeichnend für entsprechende Dia-
logformate ist, dass in ihrem Rahmen die Bürger nicht nur gehört,
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sondern ihre Wünsche und Meinungen auch tatsächlich berücksich-
tigt werden. Sofern Mitspracheangebote an die Bürger lediglich sub-
stanzlose Formsache bleiben, fördert dies vielmehr eine öffentliche
Ablehnungshaltung gegenüber den Politikvorhaben sowie die ohne-
hin weit verbreitete Politikverdrossenheit (Förg et al. 2007: 11).

Ein vielversprechendes Instrument, um den kontinuierlichen Dia-
log zwischen Politik und Bürgern zu fördern, stellt das Internet dar.
Die Interaktivität und Responsivität, sprich die Möglichkeit, in Echt-
zeit auf Informationen zugreifen und unmittelbar darauf reagieren
zu können (Rapid Response), haben den Mythos eines egalitären Me-
dientyps begründet und Hoffnungen geweckt, dass hier ein Ort ent-
steht, in dem nicht nur der Austausch von Informationen und Mei-
nungen stattfindet, sondern jenseits von Ortsvereinen und Hinter-
zimmern Politik gemeinsam gestaltet und Demokratie erfahren
werden kann.

Und in der Tat: Theoretisch demokratisiert das Internet mit sei-
nen horizontalen Strukturen das Agenda Setting, könnte sich also
zu einem Schauplatz politischer Willensbildung und Auseinander-
setzung entwickeln, von dem wichtige Impulse für anstehende Ent-
scheidungen ausgehen. Auf der anderen Seite findet die kritische
Öffentlichkeit über das Internet Möglichkeiten, Transparenz politi-
scher Prozesse sowie politische Kommunikation und Beteiligung
einzufordern.

Im Folgenden sollen Entwicklungslinien und Potenziale politi-
scher Online-Kommunikation skizziert werden. Konkret soll dabei
den Fragen nachgegangen werden, welche Chancen und Herausfor-
derungen sich aus dem Internet für die Politik ergeben, wie Bürger
über das Internet in Entscheidungsprozesse einbezogen werden kön-
nen und welche Voraussetzungen für eine politische Beteiligungs-
kultur im Internet seitens der Politik erfüllt werden müssen. Dabei
sollen Praxisbeispiele, besonders aus den Ländern Großbritannien
und USA, vorgestellt werden. Solche »good practices« können der
deutschen Politik trotz vorhandener struktureller und kultureller Un-
terschiede der politischen Systeme wertvolle Anregungen geben, wie
Online-Kommunikationsstrategien organisiert und gestaltet werden
könnten. Da Innovationen im Bereich E-Democracy nicht selten aus
der Zivilgesellschaft kommen, sind ausgewählte zivilgesellschaftliche
Initiativen in die Betrachtung mit eingeschlossen.
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2 E-Democracy – neue Teilhabemöglichkeiten
durch neue Technologie?

Die Geschichte des Internets ist auch eine Geschichte überzogener
demokratietheoretischer Erwartungen. So geht der Siegeszug des In-
ternets seit Mitte der 90er Jahre mit Hoffnungen auf das Entstehen
einer »neuen politischen Agora« (Al Gore) und eine ›Demokratisie-
rung der Demokratie‹ durch digitale Technologien einher. Schnell
standen Schlagworte wie E-Democracy, E-Partizipation, E-ssembly
und interaktive Demokratie im Raum. Die Neuen Medien schienen
geradezu prädestiniert, politische Arkanbereiche zu öffnen, Herr-
schaftswissen zu nivellieren und politische Mitsprache-Ansprüche
der Bevölkerung im Sinn deliberativer Demokratietheorien über Dis-
kurse zu organisieren.

Die Erwartungen jedoch wichen einer teilweisen (und sicherlich
heilsamen) Ernüchterung. Zwar hat sich das Internet spätestens seit
dem Bundestagswahlkampf 2002 zum selbstverständlichen Bestand-
teil politischer Kampagnenführung entwickelt, eine vergleichbare
Verlagerung der politischen Meinungs- und Willensbildung in den
virtuellen Raum und kontinuierliche Online-Dialoge zwischen Wäh-
lern und Gewählten haben trotz gewachsener technischer Möglich-
keiten dagegen nicht stattgefunden. Dennoch hat nicht zuletzt die
wegweisende Präsidentschaftskandidatur Barack Obamas gezeigt,
welches Potenzial die oft unter dem Begriff Web 2.0 subsumierten
jüngsten technischen Entwicklungen für die Politik bereithalten.

2.1 Web 2.0: das »Mitmachnetz«

Ein wesentliches Kennzeichen der neuen Entwicklungen im Internet
ist das als Mitmachnetz bezeichnete Web 2.0, das über die Nutzung
des Breitbandes und neue Anwendungen im Internet die Prozesse
der Vernetzung und Interaktivität organisiert und strukturiert. Die
neuen Instrumente des Web 2.0 umfassen dabei Echtzeit-Kommuni-
kation (Instant Messaging), Lexika (Wikis), Webjournale (Blogs), in-
dividuelle Benachrichtigungsdienste (RSS-Feeds) sowie Video- und
Audiodateien-Abruf (Podcasting). Auch das Nutzungsverhalten des
Internets unterscheidet sich fundamental von den klassischen Mas-
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senmedien. Im Internet verläuft die Suche nach Informationen stär-
ker anlass- und stimmungsgetrieben. Inhalte werden zudem selekti-
ver genutzt und wahrgenommen als bei den Massenmedien.

Das Besondere am Web 2.0 gegenüber dem Web 1.0 ist die Ver-
wendung und Aufwertung nutzergenerierter Inhalte. Indem die In-
ternetnutzer »User Generated Content« produzieren, nutzen sie die
Möglichkeit, im Netz ihre eigene Perspektive darzustellen und ihre
Erfahrungen mit anderen Usern zu teilen. So können sich im Mit-
machnetz Menschen mit unterschiedlichen Hintergründen und Le-
bensstilen austauschen, die ohne das Internet wahrscheinlich nie-
mals zusammenfinden würden. In der Folge verschwimmen die
Grenzen zwischen Sender und Empfänger von Informationen. Die
Nutzer werden verstärkt in die Informationsgestaltung und -verbrei-
tung eingebunden, kommentieren und bewerten Inhalte, erstellen,
teilen oder verändern sie – unabhängig von ihren technischen Vor-
kenntnissen. Dadurch lösen sie sich im Vergleich zum Web 1.0 von
der Rolle der rein passiven Konsumenten und werden vermehrt zu
Produzenten von Inhalten. Der Begriff Web 2.0, der im Jahre 2001
von Tim O’Reilly geprägt wurde und die dialogische Interaktion zum
Standard erklärt, bezeichnet somit letztlich einen gesellschaftlichen
Paradigmenwechsel mit weitreichenden Folgen für etablierte Kom-
munikationsstrukturen, und damit ebenfalls für die Politik. Da Nut-
zer selbst Inhalte produzieren und nicht mehr als passive Empfänger
von Inhalten einer exklusiven Gruppe von Sendern gegenüberste-
hen, können traditionelle Hierarchien umgangen werden. Das hat
zur Folge, dass die Beobachtungen, Erfahrungen und Sorgen der
Netzöffentlichkeit zunehmend mitbestimmen, was als gesellschafts-
relevant einzustufen ist. Auch wenn diese Erkenntnisse nicht neu
sind, gewinnen sie in jüngster Zeit zunehmend an Aktualität. Zum
einen, da sich in den vergangenen Jahren die (globale) Vernetzungs-
dichte zwischen den Nutzern vervielfacht hat und von den interakti-
ven Möglichkeiten des Web 2.0 zunehmend Gebrauch gemacht wird.
Zum anderen, weil sie mit gesellschaftlichen Veränderungen einher-
gehen, in Folge derer Vereine und Parteien ihre sozialintegrative
Funktion verlieren und der Einzelne statt der Parteimitgliedschaft
auf Lebenszeit flexiblere Formen des Engagements sucht.
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Interaktivität und Responsivität als neue Schlüsselbegriffe
der politischen Kommunikation

Durch den Wechsel von einer rein rezeptiven hin zu einer auf Teil-
nahme beruhenden Mediennutzung verlieren die klassischen Medi-
en ihre Monopolstellung als Gatekeeper und Agenda Setter. Der
»Two-step-flow of Communication«, wonach in der politischen Kom-
munikation über die Medien erst die Meinungsführer und über diese
dann der Rest der Bevölkerung angesprochen werden (Lazarsfeld,
Berelson und Gaudet 1968), wird abgemildert. Im Internet besteht
keine Zeitbeschränkung auf ›plakative O-Töne im 30-Sekunden-Stil‹
oder eine vorgegebene Platzbeschränkung der zur Verfügung stehen-
den Zeilen eines zu publizierenden Textes. Nach der Ära der Mas-
senmedien (»Broad-Casting«), bei der maximal viele Menschen er-
reicht werden sollten, folgt in Zeiten von Web 2.0 zunehmend das
»Narrow-Casting«, bei der sich die politische Kommunikation auf
Teilöffentlichkeiten konzentriert und die Ansprache sehr viel direk-
ter, individueller und dialogorientierter ausgestaltet werden muss.

Eine Verknüpfung beider Kommunikationsarten bieten beispiels-
weise Kooperationen zwischen Fernsehsendern und Internetplattfor-
men. Beispiele für einen solchen Medienmix sind die Debatten der
Kandidaten um die amerikanische Präsidentschaft in den Jahren
2007/2008. Ein Aufeinandertreffen der Kontrahenten wurde bei-
spielsweise bei einer TV-Internet-Kooperation zwischen dem Musik-
sender MTV und dem sozialen Netzwerk MySpace organisiert, bei
dem die jugendliche Zielgruppe im Mittelpunkt stand. Hier konnten
Internetnutzer und Fernsehzuschauer per E-Mail und Instant Messa-
ging Fragen an die Präsidentschaftskandidaten einsenden und die
Antworten der Kandidaten bewerten. Ähnlich verlief eine Debatte bei
CNN und der Videoplattform YouTube: Per Web-Video konnten die
Zuschauer selbst Fragen an die Kandidaten richten, wodurch neben
den CNN-Zuschauern auch webaffine YouTube-Nutzer angespro-
chen wurden. Auch wenn von den rund 3.000 eingegangenen Video-
Anfragen nur 39 durch die Moderatoren an die Kandidaten weiterge-
geben werden konnten, wurde das Projekt von den Nutzern als beson-
ders erfolgreich bewertet. So wird das Internet von den klassischen
Medien wie auch von der Politik immer mehr als Publikations-,
Transaktions- und Interaktionsmedium verstanden. Der klassische

18



Distributionsstil der politischen Kommunikation verliert damit im-
mer mehr an Bedeutung, während Interaktivität und Responsivität
zu Schlüsselbegriffen avancieren. Der technologische Wandel hat
auch die Politik zu kommunikativen Anpassungsleistungen bewo-
gen.

2.2 Internet und Politik: Reaktion auf den technologischen Wandel

Als Kanal für flexibilisierte Beteiligungsformen kommt das Internet
den veränderten Wertorientierungen einer Gesellschaft entgegen, die
sich zunehmend außerhalb traditioneller politischer Strukturen orga-
nisiert. Statt der Gemeinschaftserfahrung »Ortsverein« sind flexible
und themenorientierte Gestaltungsmöglichkeiten gefragt. Damit ent-
stehen Gegengewichte zum Mythos parteienstaatlicher Allzuständig-
keit. Spätestens hier wird deutlich, dass das Internet sowohl eine
Ressource als auch ein Risiko für politische Organisationen darstellt,
da sich das Durcheinander des Internets, wo wesentlich horizontaler
kommuniziert wird, als es den Parteistrategen bislang recht ist, nur
bedingt mit dem politischen Geschäft verträgt. So ist es nicht ver-
wunderlich, dass sich die Begeisterung für wirklich innovative On-
line-Formate hierzulande noch in Grenzen hält, während der Einsatz
des Internets im Regierungsalltag im Ausland, etwa in den USA oder
Großbritannien, zusehends Verbreitung findet.

Große Unterschiede bestehen beispielsweise bereits zwischen
den Webauftritten der Regierungen in Fragen der Einbindung inter-
aktiver Dienste. Auf der Website von Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (www.bundeskanzlerin.de) lassen sich zum Beispiel kaum Rück-
kanäle, geschweige denn innovative interaktive Formate finden (vgl.
den Beitrag von Hans Hütt in diesem Band). Als einzig existierender
Rückkanal steht dem Nutzer die Kontaktaufnahme über ein Kontakt-
formular zur Verfügung. Ein Hinweis auf die Unterstützerseite der
Kanzlerin bei Facebook, über die eine zweikanalige Online-Kommu-
nikation möglich wäre, fehlt dagegen. Auch beim Video-Podcast »Die
Kanzlerin direkt«, mit dem Merkel sich seit 2006 an die deutschen
Bürger wendet, werden die Chancen des Mediums Internet nicht voll
ausgeschöpft. Auch wenn die Videoansprache Merkels eine gewisse
Aufgeschlossenheit gegenüber den Möglichkeiten der Neuen Medien
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demonstriert, behält sie den einkanaligen Charakter einer Fernseh-
ansprache. Der Stil ähnelt sehr dem Verlesen einer Pressemitteilung
und die Nutzer können die Videos weder kommentieren noch auf
andere Webseiten oder Weblogs einbinden.

Im Gegensatz dazu bietet die überarbeitete Website des britischen
Premiers Brown (www.number10.gov.uk) direkt auf der Startseite ei-
nige interaktive und multimediale Formate wie Links zum Foto-Sha-
ring-Dienst www.flickr.com, zum Videokanal von 10 Downing Street
bei YouTube oder zu einem Microblogging-Stream. Beim Video-Pod-
cast zeigt sich Brown ebenfalls dialogorientiert. Unter dem Slogan
»Ask the PM« wird eine Videosprechstunde angeboten, bei der die
britischen Bürger Kurzvideos mit Fragen einreichen können, die von
Brown per Kurzvideo beantwortet werden. Auf dem YouTube-Kanal
der Downing Street 10 werden daraufhin das Frage- und das Ant-
wort-Video gegenübergestellt, was immerhin einige hunderttausend
Mal besucht wurde.

Schon Tony Blair zeigte sich während seiner Amtszeit experimen-
tierfreudig: So machte er sich beispielsweise mit einem E-Petitions-
system ein etabliertes Online-Format für die Regierungskommunika-
tion zunutze und sammelte in den ersten acht Monaten des Beste-
hens über vier Millionen Unterschriften unter mehreren tausend
Petitionen. Das Beta-Zeichen auf der Projektseite signalisierte dem
Nutzer, hier an einem Projekt teilzuhaben, das es gemeinsam zu
verbessern und zu erweitern galt.1 Gleichzeitig verwies es auf eine
Offenheit gegenüber den Neuen Medien, die in Deutschland nur
schwer vorstellbar wäre.

Dennoch hat auch die deutsche Politik erkannt, dass sie auf die
sich verändernden Muster der Mediennutzung reagieren muss. Wur-
den bei parteibezogenen Webauftritten in den 90er Jahren noch ein-
gescannte Werbematerialien (digitalisierte Flugblätter) angeboten,
um die eigene Anhängerschaft zu aktivieren und zu mobilisieren,
hat sich der Fokus über Nachrichtenangebote im Stil von Online-

1 Bei Internetauftritten mit einem Beta-Zeichen werden die Nutzer explizit dazu
aufgerufen, Korrektur- oder Erweiterungswünsche zu äußern und auf Optimie-
rungsmöglichkeiten aufmerksam zu machen bzw. daran mitzuwirken. Web-Porta-
le werden so im Live-Verfahren mit einer großen Teilnehmerzahl getestet. Mit
Hilfe des gemeinsamen Wissens der Besucher können so die Internetauftritte
verbessert und stärker auf die Bedürfnisse der Nutzer ausgerichtet werden.
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Magazinen bereits Ende der 90er Jahre auf Web-Portale mit starker
Dienstleistungsorientierung verschoben (Bieber 2001a, 2001b; Harth
2001; Leggewie und Bieber 2001). Die deutsche Bundesregierung
konzentrierte sich bei ihrem Internetauftritt zunächst auf E-Govern-
ment, also die Bereitstellung von Behördendienstleistungen über das
Internet. Dies zeugt von der Grundeinstellung, den Bürger lediglich
als passiven Internetnutzer und Kunden von Regierungsdienstleis-
tungen zu sehen. Auch wenn in Zeiten von Web 2.0 noch immer
hauptsächlich Top-down-Angebote von den Nutzern nachgefragt
werden, widerspricht dies der ausgeprägten Partizipationskultur im
Netz und dem wachsenden Bedürfnis der Nutzer nach dialogorien-
tierten Kommunikationsangeboten.

Online-Formate, bei denen gezielt politische Konsultation durch
die Bürger in sogenannten Bürgerdialogen angestrebt wird, werden
bislang lediglich in Kommunal- und Stadtverwaltungen angewandt
(siehe unten Abschnitt »Informativ-kommunikative Teilhabe: das In-
ternet als Informationsbörse und Kommunikationsraum«). Die Er-
kenntnis jedoch, dass den gestiegenen Transparenz- und Beteili-
gungsforderungen der Bevölkerung mit Hilfe des Internets Rechnung
getragen werden kann, scheint sich immer mehr durchzusetzen. Da-
bei sieht sich die Online-Regierungskommunikation ähnlich wie die
etablierten Medien im Netz einer gestiegenen Zahl von Anbietern
gegenüber – bei einer gleichzeitig stärker segmentierten Nutzer-
schaft. Dies verlangt eine enorme Anpassungsleistung an das verän-
derte Mediennutzungsverhalten in Form einer themen- und zielgrup-
pengerechten Ausrichtung (vgl. den Beitrag von Martin Emmer und
Jens Wolling in diesem Band). Nur so können auch weniger politikaf-
fine Nutzer erreicht und zur Beteiligung bewegt werden.

Wie politikferne Nutzer erreicht werden können, beweist die
Nichtregierungsorganisation MySociety, die in der Amtszeit Tony
Blairs ausgewählte Online-Kommunikationsangebote wie das On-
line-Petitionssystem entwickelte und mit innovativen Konzepten weit
über Großbritannien hinaus Maßstäbe setzte. Sie konzipierten unter
anderem Websites, über die die britischen Bürger das Handeln ihrer
Abgeordneten nachvollziehen können (www.theyworkforyou.com),
sie kontaktieren können (www.writetothem.com), bei der Nichtwäh-
ler ihre Meinung äußern können (www.notapathetic.com bzw.
http://uk2005.notapathetic.com//) und worüber die Kommunalver-
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waltungen beispielsweise auf Straßenschäden aufmerksam gemacht
werden können (www.fixmystreet.com). Bei Angeboten wie FixMy
Street.com wirkt Beteiligung als Umsetzungshilfe, es entstehen Um-
setzungspartnerschaften zwischen den betroffenen Bürgern und der
Politik. Bei Seiten wie WriteToThem.com oder NotApathetic.com
kann die Politik beobachten, welche Themen für bestimmte Ziel-
gruppen aktuelle Relevanz haben. Die entsprechenden Blogs und Fo-
ren können für die Politik als Stimmungsbarometer und zur The-
menidentifizierung von außerordentlich wichtigem praktischen Nut-
zen sein.

Zusehends an Bedeutung für politische Online-Kommunikation
gewinnt auch das Microblogging. Beim Microblogging-Dienst Twit-
ter.com können die Nutzer vom Internet oder dem Mobiltelefon aus
kurze Nachrichten von 140 Zeichen Länge veröffentlichen, die über
ein Abonnement von anderen Nutzern gelesen werden können. Mit
der Anwendung Twitterfeed werden diese Microblogging-Dienste zu-
nehmend für politische Kommunikation genutzt, indem sich Inter-
netnutzer beispielsweise über RSS-Feeds zu den Pressemitteilungen
schnell und unkompliziert über Politik informieren können, ohne
dass sie dafür die Seiten der Regierung aufrufen müssen. Schlagartig
bekannt wurde Microblogging im amerikanischen Präsidentschafts-
wahlkampf mit John McCain (rund 2.500 Twitter-Abonnenten), Hil-
lary Clinton (bis zu 4.000 Twitter-Abonnenten) und Barack Obama
(zeitweise etwa 100.000 Twitter-Abonnenten).

Chancen und Risiken der politischen Online-Kommunikation

Die Nutzerzahlen wie auch die technischen Möglichkeiten des Inter-
nets wachsen seit Jahren exponentiell. Allein in Deutschland sind
über 60 Millionen Bundesbürger online, was der politischen Kom-
munikation enorme Möglichkeiten eröffnet. Informationen können
schnell und effizient an einen breiten Empfängerkreis gestreut wer-
den, wodurch die Parteibasis schnell, kostengünstig und flächende-
ckend mobilisiert werden kann. Botschaften und Kommunikations-
angebote können ohne Umwege und Filter etablierter Medien an
Zielgruppen gerichtet werden, wodurch die Politik insbesondere
auch junge Menschen direkt ansprechen kann. Gerade das Vernet-
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zungspotenzial diskursiver Teilöffentlichkeiten bietet Möglichkeiten
des Agenda Setting und der Mobilisierung.

Allerdings ist politische Online-Kommunikation auch vorausset-
zungsvoll. Es bedarf einer intensiven und regelmäßigen Auseinan-
dersetzung mit den Zielgruppen, ihrem bedürfnis- und stimmungs-
gesteuerten Verhalten und den neuen Trends. Zudem muss sich die
Politik darüber im Klaren sein, dass die Debatten im Internet schwer
zu steuern sind und zugleich eine Eigendynamik entwickeln können.
Wer sich als Politiker mit Inhalten ins Internet begibt, gibt die Kon-
trolle auf. »User Generated Content« wurde zu Zeiten des amerika-
nischen Wahlkampfes zu »Voter Generated Content«, worunter die
republikanische Vize-Präsidentschaftskandidatin Sarah Palin beson-
ders zu leiden hatte (Moorstedt 2008). Zudem bleiben Fehltritte,
sprachliche Entgleisungen und häufig auch Gerüchte im Netz erhal-
ten und sind meist noch nach Wochen abrufbar. Beispielsweise
musste Barack Obama während seiner Präsidentschaftskampagne
wegen Predigten seines früheren Pastors Jeremiah Wright und im
Internet aufgetauchter Gerüchte über seinen angeblich muslimi-
schen Glauben Stellung beziehen. Auch die französische Präsident-
schaftskandidatin Ségolène Royal geriet bei der parteiinternen Kan-
didatenwahl Ende 2006 unter Druck, weil ein zuvor heimlich auf-
genommenes Video mit unpopulären Politikvorschlägen Royal
belastete. Die unüberschaubare Vielkanal-Öffentlichkeit des Inter-
nets kann schnell zur Kompromittierungsfalle werden. Zwar ändern
sich die politischen Machtkonstellationen durch unvorteilhafte Auf-
tritte und Fauxpas der Politiker, die im Internet unaufhaltsam ver-
breitet und archiviert werden, noch lange nicht, doch werden Kam-
pagnen so immer unberechenbarer und die Anforderungen an ein
Frühwarnsystem und Rapid Response steigen (vgl. den Beitrag von
Dominik Meier in diesem Band), denn aus kommunikativer Sicht ist
nichts verheerender als eine verzögerte Reaktion.

Politische Kampagnen im Internet

Der Internetwahlkampf von Barack Obama machte deutlich, dass
Web-2.0-Anwendungen mit ihren enormen Aktivierungs- und Mobi-
lisierungspotenzialen zunehmend zu einem strategischen Faktor in
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Wahlkämpfen werden. Nicht nur die eigene Anhängerschaft, auch
Sympathisanten oder Erst- beziehungsweise Wechselwähler können
zielgruppenspezifisch angesprochen, zeitnah informiert und gegebe-
nenfalls mobilisiert werden. Für die Parteien besonders interessant
ist dabei die Zielgruppe der sogenannten »Digital Natives«2, also jün-
gere, internetaffine und meist eher politikferne Internetnutzer, die
durch Stände, Flyer oder Plakate in Wahlkampfzeiten kaum mehr
erreicht werden können. Da diese Zielgruppe nicht selten planvoll
nach parteipolitischen Informationen im Netz sucht, sind innovative
Online-Aktivitäten gefragt. Dies hat auch die deutsche Politik er-
kannt. War ein Online-Auftritt im Wahlkampf 1998 lediglich eine
Pflichtübung zur Demonstration guten Willens gegenüber den Neu-
en Medien, reagierten bald auch die Wahlkampfstrategien mit Porta-
len sowie speziellen Themen- und Kandidatenseiten auf die neuen
Möglichkeiten im Netz. Mehr oder weniger zögerlich beginnen im
Superwahljahr 2009 alle Bundesparteien beispielsweise in sozialen
Netzwerken wie Facebook oder auf Plattformen wie YouTube zu ex-
perimentieren, um ihre politischen Botschaften per Web-Videos zu
verbreiten. Allerdings unterscheiden sich die Videobotschaften etwa
auf dem SPD-Kanal www.youtube.com/spdvision nicht erkennbar
von Fernsehansprachen – und bieten für viele Nutzer wenig Anlass,
sie anzusehen und weiterzuverbreiten. Des Weiteren hat die SPD
mit www.meinespd.net ihre eigene Community geschaffen, um ihre
Mitglieder und politisch Interessierte miteinander zu vernetzen, und
hofft, damit besonders im Superwahljahr 2009 möglichst viele An-
hänger mobilisieren zu können. Dennoch konzentrieren sich die Ak-
tivitäten der meisten deutschen Parteien noch immer auf zentral ge-
führte Portale, Kandidaten- oder Themen-Websites. Barack Obama
hingegen hatte in seinem hochprofessionellen, in vielerlei Hinsicht
Maßstäbe setzenden Wahlkampf auf eine Mischung gesetzt und so-
wohl populäre Seiten wie www.facebook.com für sich erschlossen als
auch neue Orte der Mobilisierung und Mitwirkung geschaffen.

2 Geprägt wurde der Begriff 2001 von Mark Prensky, der als Erster beschrieb, wie
sich die veränderte Mediennutzung der Jugendlichen auf ihre Art der Informati-
onsaufnahme und -verarbeitung auswirkt. Die »Digital Natives« unterscheiden da-
bei immer weniger zwischen Online-Welt und Offline-Welt. Ausdrucksformen in
beiden Realitäten gehören für sie zu ihrer Persönlichkeit (Gasser und Palfrey
2008).
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So konzipierte Blue State Digital, eines der führenden E-Campaig-
ning-Unternehmen in den USA, Obamas Homepage http://my.ba
rackobama.com auf Grundlage umfangreicher Zielgruppenanalysen
und richtete das Arrangement der Inhalte, die Beteiligungsformate
sowie die Ansprache minutiös darauf aus. Das Ergebnis waren digita-
le Unterstützergruppen (»online-grassroots« oder »netroots«), die er-
mutigt wurden, sich auch lokal zu organisieren und in der Offline-
Welt Initiativen zu starten. Die internetbasierte Organisation von
Offline-Aktivitäten seiner Anhänger war ein wesentliches Erfolgskri-
terium Obamas. Dazu kam, dass das Obama-Team durch ein ge-
schicktes News-Management immer wieder die Aufmerksamkeit der
klassischen Medien auf sich zog, die ausführlich über seine Online-
Aktivitäten berichteten. Dadurch gelang es Obama, ein eigenes Agen-
da Setting über das Internet zu betreiben. Doch nutzte Obama die
Neuen Medien im Wahlkampf nicht nur als Verlautbarungsinstru-
ment, sondern auch als Forum, um seine politischen Vorhaben im
kommunikativen Austausch zu erarbeiten und zu begründen. Auch
wenn einflussreiche Interessenvertreter nicht über Nacht unbedeu-
tend werden, aktivierte Obama den »Long Tail« des Internets und
steigerte Einfluss und Wirkung all jener selbst organisierten Grup-
pen, die sich themenbezogen engagieren.3 So konnte er vom Wissen,
der Kreativität, dem Engagement (und den Spenden) der Nutzer pro-
fitieren. »This is your campaign« war das Motto. Jeder, der wollte,
sollte auch Einfluss auf die Kampagne nehmen können.

Einiges deutet darauf hin, dass auch die Administration von Ob-
ama in ihrer Kommunikation verstärkt auf Transparenz, Interaktivi-
tät und nutzergenerierte Inhalte setzen wird. Erste Ankündigungen
zum Einsatz internetbasierter Beteiligungsformate während seiner
Präsidentschaft (»Ich werde die Türen der Regierung öffnen«) wie
auch zentrale Personalentscheidungen geben Anlass zu Optimis-
mus. Voraussichtlich wird Obama nicht nur erster Präsident sein,
der einen Blog schreibt, sondern der sich einer umfangreichen
Open-Source-Politik verpflichtet fühlen wird. Obamas Direktor für
Neue Medien, Macon Philips, kündigte zur Amtseinführung Ob-

3 »Long Tail« nannte Chris Anderson, Autor des US-amerikanischen Technologie-
magazins »Wired«, die Unmengen von Internet-Inhalten, die zwar jeder für sich
genommen kaum Quote erzielen, in ihrer Masse aber den Löwenanteil der Inter-
netaufmerksamkeit auf sich ziehen (Anderson 2007).

25



amas an, dass alle Ausgaben der Regierung im Internet aufgelistet
und auch Protokolle der Treffen mit Lobbyisten auf der runderneuer-
ten Webpräsenz www.whitehouse.gov veröffentlicht werden sollen.
Zudem sollen alle Gesetzesentwürfe einige Tage vor der Unterschrift
des Präsidenten ins Internet gestellt werden, damit sie von den ame-
rikanischen Bürgern ausgiebig kommentiert werden können. Auch
das Einbringen eigener Gesetzesvorschläge soll möglich sein.

Obama lädt offen zum interaktiven Mitregieren ein. Wenn dies
nicht nur ein Lippenbekenntnis bleibt, sondern internetbasierte Wil-
lensbildungs- und Beteiligungsprozesse zunehmend institutionell
verankert werden, wird das nicht nur einen weitreichenden Einfluss
auf die politische Kultur in den USA haben. Obama hat schon wäh-
rend seines Internetwahlkampfes bewiesen, dass die Möglichkeiten
des Internets strategisch genutzt werden können und ein ernst ge-
meinter Online-Dialog zu großen Teilen eine Frage des politischen
Willens darstellt. Dies setzt allerdings auf Seiten der Politik die Be-
reitschaft voraus, auf einen Teil ihrer Kommunikationskontrolle zu
verzichten und Transparenz zu gewähren (vgl. den Beitrag von
Christoph Dowe in diesem Band).

3 Teilhabe über das Internet – Chancen und
Herausforderungen für die Politik

Bürgernähe, Transparenz und direkte Bürgerbeteiligung im Rahmen
der Gesetzgebung zählen zu den zentralen Grundsätzen eines mo-
dernen Politik- und Verwaltungsverständnisses. Gerade die Neuen
Medien, die einen theoretisch grenzenlosen Kommunikationsraum
zur Verfügung stellen und bei denen eine entwickelte partizipative
Kultur zum Selbstverständnis gehört, eröffnen viele neue Möglich-
keiten der demokratischen Teilhabe.

Bei demokratischer Teilhabe muss unterschieden werden zwi-
schen informativ-kommunikativer und partizipativ-konsultativer
Teilhabe. Der Zugriff auf politisch relevante Informationen kann zu-
nächst als eine notwendige, wenn auch nicht hinreichende Vorbedin-
gung für eine effektive Ausübung demokratischer Kontrolle und Par-
tizipation gesehen werden (Feick 2007). Bei der informativ-kommu-
nikativen Teilhabe geht es darum, dass die Politik Inhalte, Verfahren
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und Zielsetzungen offenlegt (Transparenz) und die Bürger gezielt
Antworten auf gesellschaftspolitisch relevante Fragestellungen ein-
fordern können – und erhalten (Responsivität). Bei den offiziellen
Internetseiten der Bundesregierung nehmen beispielsweise Informa-
tionen und Nachrichten noch immer eine zentrale Rolle ein. Dabei
gehören mittlerweile auch Multimedia-Angebote wie Video- und Au-
dio-Podcasts sowie Newsletter und RSS-Feeds zum Standard, aller-
dings fehlen Rückkanäle. Für die direkte Kommunikation zwischen
Politik und Öffentlichkeit werden nur die althergebrachten Formate
wie E-Mail und Kontaktformular angeboten. Zur informativ-kommu-
nikativen Teilhabe gehört darüber hinaus die Möglichkeit des Bür-
gers, die eigenen gesellschaftspolitischen Sichtweisen öffentlichkeits-
wirksam zum Ausdruck bringen zu können und so als Individuum
eine Stimme zu erhalten.

Bei der partizipativ-konsultativen Teilhabe treten die Bürger nicht
nur alle vier Jahre als Stimmengeber in Erscheinung. Sie werden
vielmehr auch als Wissensträger wahrgenommen, die aktiv am politi-
schen Geschehen teilhaben (Märker und Wehner 2008). Die Mitwir-
kung möglichst vieler Menschen an der Gestaltung von Lebensbedin-
gungen geht in diesem Sinn weit über die Wahrnehmung gesetzlich
festgelegter Rechte wie etwa das Wahlrecht hinaus. Es geht um neue
Formen der Zusammenarbeit zwischen Politik, Verwaltung, Bür-
gern, Wirtschaft und Nichtregierungsorganisationen, und dies auf
allen Ebenen der Politikgestaltung: von konkreten Projekten über
Programme und Pläne bis zur Strategieentwicklung. Um überhaupt
qualifiziert partizipieren zu können, ist zunächst die informativ-kom-
munikative Teilhabe wichtig.

3.1 Informativ-kommunikative Teilhabe: das Internet als
Informationsbörse und Kommunikationsraum

Schon Thomas Jefferson bezeichnete die Informiertheit der Bürger
als »Währung der Demokratie«. Information ist eine grundlegende
Voraussetzung der politischen Kommunikation und für die Einbezie-
hung der Bürger in den politischen Prozess, denn ein entsprechender
Informationsstand steigert das Verständnis für Regierungshandeln.
Dabei kommt es nicht nur darauf an, dass Nutzer die benötigten
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Informationen abrufen können, sondern auch, wie diese präsentiert
werden. Es ist wichtig, Informationen übersichtlich und nutzer-
freundlich zu strukturieren und aufzuarbeiten. Niemand möchte lan-
ge nach der Antwort auf eine einfache Frage suchen, um schließlich
mehrere Dokumente in komplizierter Amtssprache zu finden. Eine
möglichst nutzerfreundliche Präsentation betrifft besonders auch die
Art der Ansprache auf den Websites. Sie sollte klar und allgemeinver-
ständlich sein, komplexe Fachausdrücke sollten entweder vermieden
oder erklärt werden und der Nutzer sollte sich möglichst individuell
angesprochen fühlen. Ein gutes Beispiel, wie Informationsangebote
zur politischen Motivation und Mobilisierung eingesetzt werden kön-
nen, ist der während seiner Wahlkampagne beinah täglich versandte
E-Mail-Newsletter von Barack Obama. Dieser fiel weniger durch sei-
nen klar auf Wahlkampf und kaum auf Sachinformationen ausge-
richteten Inhalt auf als vielmehr durch die persönliche Ansprache,
die das Gefühl vermittelte, dass es sich bei dieser E-Mail um kein
unpersönliches Massenanschreiben handelt, sondern dass genau Sie
als Individuum gerade angesprochen sind und etwas im Wahlkampf
bewegen können.

Transparentes Regierungshandeln

Zur informativ-kommunikativen Teilhabe gehört auch, Regierungs-
handeln transparent zu gestalten. Parlament, Regierungszentrale
und Ministerien sind für die Bevölkerung eine ›Black Box‹: Es fehlt
die Innenansicht, was ›die da oben‹ eigentlich machen. Ein gutes
Beispiel für Transparenz bietet der Internetauftritt des Deutschen
Bundestags (www.bundestag.de), bei dem alle Abgeordneten mit
Foto, Kurzbiographie und Kontaktdaten vorgestellt werden. Darüber
hinaus werden seit der Verabschiedung des Gesetzes zur Offenle-
gung der Nebeneinkünfte die offenlegungspflichtigen Tätigkeiten
der Parlamentarier neben ihrer politischen Arbeit veröffentlicht.

International gibt es verschiedene Ansätze, Regierungshandeln
transparenter zu gestalten. In den USA beispielsweise erfährt der
Besucher der Seite ExpectMore.gov (www.whitehouse.gov/omb/ex
pectmore), wie gut einzelne Regierungsprogramme funktionieren.
Die vom Weißen Haus verantwortete Website bewertet alle Regie-
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rungsprogramme nach den Kategorien »performing« und »not per-
forming«. Darin wird ausgedrückt, ob die gesetzten Ziele erreicht
oder nicht erreicht werden, um im Anschluss mögliche Gründe für
das Scheitern und Verbesserungsvorschläge zu diskutieren. Hinter-
grund des Projekts ist, dass sich die Bürger informieren können,
wofür und wie effektiv die Regierung Steuergelder ausgibt, was die
Transparenz des Regierungshandelns deutlich erhöht. Seitens der
Regierung wird ebenfalls ein Mehrwert generiert, denn durch die
kontinuierliche Evaluation werden wichtige Einsparpotenziale aufge-
zeigt. Doch auch hier gilt: Die Initiative ist Ressource und Risiko für
die Politik zugleich. Die Regierung muss bereit sein, die Evaluation
laufender Regierungsprojekte in fremde Hände zu geben und so ei-
nen Teil der Definitionsmacht über den eigenen Regierungserfolg
abzugeben.

Ein weiteres Beispiel für einen gelungenen Online-Dialog zwi-
schen den Bürgern und der Politik ist das Diskussionsforum
www.tellparliament.net in Großbritannien, das von der unabhängi-
gen Hansard Society in Kooperation mit dem britischen Unter- und
Oberhaus bis zum Jahr 2006 geführt worden war. Parlamentsaus-
schüsse hatten in diesem Zusammenhang Diskussionsthemen vor-
bereitet, von der Gentechnologie über die Verwaltungsmodernisie-
rung bis hin zum Nordirlandkonflikt, zu denen neben den Bürgern
auch die Mitglieder der Parlamentsausschüsse Stellungnahmen ab-
gegeben haben.

Auch die Europäische Union ist bemüht, ihre politischen Prozes-
se für die Bürger in den Mitgliedstaaten verstärkt in der Online-Welt
transparent zu machen. Im Jahre 2003 hatte sie den »Online Global
Poll« veranstaltet, der mit über 141.000 Teilnehmern großen Zu-
spruch unter den EU-Bürgern fand. Unter dem Motto »Vote for the
EU YOU want« wurden sechs Fragebögen zu aktuellen und grund-
sätzlichen EU-Themen vom Irakkrieg bis zur Drogenpolitik in allen
offiziellen EU-Sprachen angeboten. Die Nutzer konnten dabei auch
eigene Vorschläge und Fragen direkt an die EU-Institutionen richten
und die eigenen Antworten mit denen anderer Nutzer vergleichen.

Zudem können Weblogs die offizielle Regierungskommunikation
sinnvoll ergänzen. Ihr Potenzial liegt darin, dass sie im besten Fall
den Menschen hinter dem Politiker zeigen und den Bürgern mit
einer meist bürgernahen Sprache Einblicke in bisher unbekannte
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Aspekte der politischen Arbeit gewähren.4 Das britische House of
Lords etwa führt in Kooperation mit der Hansard Society unter dem
Titel »Lords of the Blog« einen Weblog und auch der britische Au-
ßenminister David Miliband gibt über einen Weblog ungefilterte Ein-
blicke in seinen Arbeitsalltag. Voraussetzung für einen erfolgreichen
Blog ist die kontinuierliche Pflege und eine transparente Moderation
der Kommentare, da das Angebot von den Nutzern sonst schnell für
unglaubwürdig gehalten wird. Diese Erfahrung musste etwa die EU-
Kommissarin für internationale Beziehungen und Kommunikation,
Margot Wallström, machen, die seit 2004 über ihren Alltag in einem
Blog schreibt. Auf die Kritik von EU-Skeptikern in der Kommentar-
spalte antwortete ein Moderator, der sich allerdings zunächst nicht
als Mitarbeiter Wallströms zu erkennen gab, was den Unmut der
Nutzer erregte. Wallström und der Moderator reagierten auf die Vor-
würfe und halten die Moderation seitdem transparent.

Gerade der direkte Rückkanal über die Kommentarfunktion, der
die Möglichkeit zur ungefilterten Kritik erlaubt, lässt viele politische
Akteure vor Weblogs zurückschrecken. Da die Beiträge schließlich
auch aktuell sein sollten, ist das Schreiben eines Blogs einschließlich
Moderation und gelegentlichen Feedbacks auf die Kommentare zeit-
aufwendig. Um zu demonstrieren, dass man es mit dem Dialog ernst
meint, sind eine regelmäßige Aktualisierung und die Pflege der
Kommentarspalten sehr wichtig. Andernfalls werden die digitalen
Dialogangebote schnell als halbherzig erkannt und von den Nutzern
entsprechend abgelehnt.

Blogs können als Meinungsmultiplikatoren und Ideenproduzen-
ten innerhalb kürzester Zeit zu einem Massenmedium werden. Dies
ist allerdings in Deutschland zurzeit noch eher selten, da die soge-
nannte Blogosphäre im Vergleich zu Frankreich oder den USA (wie
DailyKos »www.dailykos.com«, Huffington Post »www.huffington
post.com«, MoveOn.org – Democracy in Action »www.moveon.org«)

4 Oftmals dient ein Blog auch der eigenen Inszenierung und Charakterkonstruktion
von Politikern: Bestimmte Eigenschaften, neben Kernkompetenzen auch weiche
Faktoren, können durch die personalisierte Darstellung im Sinn des »Storytelling«
(auch strategisch) hervorgehoben werden. Politiker-Blogs dienen dann nicht nur
der sachpolitischen Darstellung politischer Prozesse oder der eigenen Position,
sondern sollen hauptsächlich Bürgernähe und Modernität demonstrieren (Zerfass
2005).
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sicherlich eine (noch) untergeordnete Rolle in der publizistischen
Medienlandschaft einnimmt. Dennoch wächst ein neues Medien-
netzwerk heran, das zunehmend bestimmte Themen und Diskussio-
nen zu verstärken und aus der Online-Welt in die etablierten Mas-
senmedien hineinzutragen vermag. Das macht für politische Akteure
den Reiz aus, birgt aber auch Risiken.

Zivilgesellschaftliche Initiativen

Häufig setzen sich auch zivilgesellschaftliche Politik-Portale erfolg-
reich für Transparenz in der Politik ein. Oftmals konzentrieren sie
sich dabei darauf, das Abstimmungsverhalten von Abgeordneten
nachvollziehbar darzustellen und zu diskutieren, ob sich die gewähl-
ten Vertreter tatsächlich an ihre Wahlversprechen halten. Auf den sich
an Wikipedia orientierenden und von Nichtregierungsorganisationen
betriebenen Websites OpenCongress (www.opencongress.org) und
Congresspedia (www.congresspedia.org bzw. www.sourcewatch.org/
index.php?title=Congresspedia) erstellen Experten und Amateure
freiwillig und ohne Bezahlung Dossiers zu den einzelnen Abgeordne-
ten, die über deren Abstimmungsverhalten, Reden und Mitgliedschaf-
ten in Gremien informieren. So kann jeder auf den ersten Blick se-
hen, ob sich ein Parlamentarier eher für Bildungs- oder Verteidi-
gungspolitik interessiert oder ob er seinen Worten auch Taten im
Parlament folgen lässt. Durch die intuitive Aufbereitung in Google
Maps und Wikis, durch Buttons, Links und klickbare Indizes findet
man sich in dem fremden Universum »US-Kongress« zurecht.

Wie eine Art »interaktiver Vorschlagskasten« für nationale Politik
funktionieren hingegen Projekte wie Change.org (www.change.org).
Hier artikulieren die Nutzer ihre Ideen und Prioritäten für Fragen
des sozialen Wandels, um sie dann von der Community bewerten
zu lassen. Weitere Beispiele für innovative und erfolgreiche Online-
Projekte der Zivilgesellschaft sind die Kontroll- und Transparenzini-
tiativen www.theyworkforyou.com, www.planningalerts.com oder
www.abgeordnetenwatch.de.
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3.2 Partizipativ-konsultative Teilhabe:
gesellschaftliche Selbstberatung

In der sozialwissenschaftlichen Debatte wird schon seit einigen Jah-
ren eine andere Form der Politikanalyse diskutiert, bei der Meinun-
gen, Werte und Standpunkte über Handlungsziele maßgeblich sind
und Entscheidungen über Argumentationsketten erreicht werden.
Als Beispiele können hier ethische Grundsatzdebatten wie die Fra-
gen um die Stammzellenforschung oder die Gewichtung von ökolo-
gischen Nachhaltigkeits- und wirtschaftlichen Wachstumszielen in
sogenannten dilemmatischen Entscheidungsprozessen angeführt
werden. Leggewie nennt dies »argumentative Wende« und skizziert
eine »post-dezisionistische« Politik, bei der sowohl Konfliktbearbei-
tung als auch Entscheidungsfindung diskursiv herbeigeführt werden
(Leggewie 2007). Bei dieser Form der Gesellschaftsberatung bezie-
hungsweise gesellschaftlicher Selbstberatung geht es nicht darum,
lediglich generelle Akzeptanz und Legitimation zu schaffen, viel-
mehr geht es um eine grundlegende »Demokratisierung von Experti-
se« (Saretzki 1997), durch die auch qualitativ bessere Entscheidun-
gen getroffen werden (auch: Nowotny 2003). Hintergrund ist die
Grundannahme, dass politische Entscheidungen meist nicht auf Un-
terscheidungen »richtig/falsch« beruhen und sich viele politische
Streitfälle deshalb nicht einfach von Facheliten lösen lassen. Viel-
mehr ist ein breiter, jedoch auch strukturierter Diskurs über konkur-
rierende empirische und moralische Argumente nach dem Prinzip
»Expertise – Gegenexpertise« nötig. Auch und gerade die Betroffe-
nenperspektive und das lokale (Erfahrungs-)Wissen sollten bei der
Gesellschaftsberatung in die politische Entscheidung einfließen. Be-
sonders ergiebig ist die Nutzung bürgerschaftlicher Expertise für Pla-
nungs-, Mediations- und Gesetzgebungsverfahren in Politikfeldern,
in denen aufgrund von überkomplexen Problemlagen eine große
(Vorhersage-)Unwahrscheinlichkeit herrscht, wie etwa bei der Risiko-
bewertung des Klimawandels. Gesellschaftliche Selbstberatung kann
hier beispielsweise so aussehen, dass die gesellschaftliche Auseinan-
dersetzung mit Risiken strukturiert dargestellt wird, Gesichtspunkte
der Entscheidungsfindung transparent gemacht und Risikofragen in
einen gesellschaftlichen Diskurs eingebunden werden.

Das Schlagwort »Gesellschaftsberatung« beschreibt letztlich den
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Wunsch nach einem grundlegenden Perspektivenwechsel: Alternati-
ves Wissen aus der Zivilgesellschaft soll stärker berücksichtigt und
damit arkane Beratungsmuster aufgebrochen werden. Der Grundge-
danke dabei ist, dass auch die Zivilgesellschaft grundsätzlich zur Be-
reitstellung wertvollen Problemlösungswissens in der Lage ist und
bei relevanten gesellschaftspolitischen Fragen beratend tätig sein
kann und will. Es geht hier – und das muss betont werden – um
Entscheidungserleichterungen und nicht um Entscheidungsverlage-
rungen. Die politische Entscheidung bleibt bei den (gewählten) Ver-
antwortlichen. Die Entscheidungshilfe kann darin bestehen, dass die
Bürger als Laien oder Betroffene Perspektiven einbringen, die im
verhältnismäßig kleinen Kreis der politischen Stakeholder wenig arti-
kuliert und diskutiert werden. Konsultation der beispielsweise direkt
von einer Regulierungsmaßnahme Betroffenen kann dazu beitragen,
mögliche (Umsetzungs-)Probleme und konkrete Lösungsmöglichkei-
ten zu identifizieren, mit denen die Bürger einverstanden sind. Zu-
dem kann der gesamte Gesetzgebungsprozess im Ergebnis ver-
schlankt und inhaltlich-argumentativ gestützt werden. Möglich wird
dies insbesondere durch das Web 2.0, das es gestattet, eine große
Zahl von Bürgern direkt einzubinden, ohne zugleich die öffentliche
Verwaltung mit Moderation und Auswertung zu überfordern.

Um die Möglichkeit der Online-Konsultation zu erproben, hat die
Bertelsmann Stiftung im Jahre 2008 zwei Online-Konsultationen in
Niedersachsen begleitet. Im Rahmen der Novellierung des Heimge-
setzes wurden dabei vom Ministerium für Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit in Niedersachsen die Leiter und Mitarbeiter von Hei-
men sowie die Heimaufsichtsbehörden zu Bürokratieabbaupotenzia-
len im Gesetz unter Wahrung der Schutzinteressen der Bewohner
konsultiert. Im Zeitraum von vier Wochen gingen 104 Vorschläge von
233 Teilnehmern ein, die derzeit in ihrer Umsetzbarkeit ausgewertet
werden. Das niedersächsische Ministerium für Inneres, Sport und
Integration führte eine Online-Konsultation zur geplanten Dienst-
rechtsreform durch, die insbesondere auf die Bewertung eines Eck-
punktepapiers durch die Beschäftigten im Land Niedersachsen ausge-
richtet war. Im Zeitraum von vier Wochen gingen dabei 1.861 Beiträ-
ge durch rund 4.500 Nutzer ein. Die Fragen und Beiträge wurden im
laufenden Prozess durch das Ministerium kommentiert. Beide Kon-
sultationsverfahren wurden von allen Beteiligten als erfolgreich und
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mit Mehrwert für den folgenden Prozess erachtet. Aufgrund der posi-
tiven Erfahrungen arbeitet die Bertelsmann Stiftung derzeit an einem
Leitfaden für Online-Konsultationen im Gesetzgebungsprozess.

In eine ähnliche Richtung geht das von der Bertelsmann Stiftung
gemeinsam mit der Heinz-Nixdorf-Stiftung ausgerichtete BürgerFo-
rum 2009. Hier bilden die Bürger Ausschüsse, in denen sie politi-
sche Herausforderungen der Europäischen Union identifizieren und
Lösungsvorschläge erarbeiten, über die sie im Anschluss zwei Mona-
te auf einer Internetplattform diskutieren. Beim BürgerGipfel, der
Abschlussveranstaltung des BürgerForums, sollen dann der Öffent-
lichkeit die Ergebnisse der Online-Diskussion vorgestellt werden
(BürgerForum 2009).

Weitere konkrete Beispiele von Online-Bürgerdialogen finden
sich im Bereich Stadtentwicklung und kommunale Haushaltspolitik.
Ein häufig zitiertes Beispiel für E-Konsultationen im Kontext von
Visions- und Leitbildprozessen ist das Projekt »Wachsende Stadt
Hamburg«, das zunächst einen Ideenwettbewerb zur Stadtentwick-
lung Hamburgs vorsah, bei dem der Hamburger Senat eine unab-
hängige Jury einsetzte. Die besten Ideen wurden an den Senat sowie
die Hamburgische Bürgerschaft weitergeleitet, denen die Letztent-
scheidung oblag. Ähnlich verlief es mit dem Online-Bürgerdialog
»Familienfreundliche Stadt München«. Auch in München wurden
zunächst die Ideen der Bürger gesammelt, die daraufhin mit Unter-
stützung von Moderatoren zu konkreten Vorschlägen verdichtet und
im Anschluss zur Abstimmung gestellt wurden. Die Konzepte mit
dem meisten Zuspruch wurden schließlich an die zuständige Ver-
waltung weitergeleitet. Ein drittes Beispiel für E-Konsultationen im
Kontext von Stadtgestaltungsprozessen ist die »Interaktive Bürgerbe-
teiligung Alexanderplatz Berlin«. Auf zwei Online-Arbeitsphasen mit
moderiertem Verfahren folgte eine Vor-Ort-Veranstaltung, bei der
die Ergebnisse diskutiert wurden. Als viertes Beispiel ist schließlich
der »Bürgerhaushalt Bergheim« zu nennen. Hier waren die Bürger
unter dem Motto »Wir rechnen mit Ihnen!« aufgerufen, bei der Auf-
stellung der kommunalen Haushalte mitzuwirken. Auch hier gab es
zunächst eine Online-Arbeitsphase, bei der diverse Vorschläge kom-
mentiert und bewertet wurden, bevor die Ergebnisse in einem Bür-
gerforum zusammengeführt wurden.

Bei all diesen (Pilot-)Projekten zu E-Partizipation beziehungswei-
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se E-Konsultation haben sich einige Erfolgsbedingungen herauskris-
tallisiert. Für die Zufriedenheit der Teilnehmer internetgestützter
Beteiligungs- und Konsultationsverfahren ist zunächst ein klares
Konzept mit nutzerfreundlicher Bedienung zentral. Dazu gehört ne-
ben einer klaren Navigation und einer barrierefreien Gestaltung,
dass die Bürger auf den ersten Blick Zielsetzung, Zweck und Ablauf
des Partizipationsangebotes erkennen können. Auch die Ansprache
der Teilnehmer sollte passgenau und adressatengerecht erfolgen.
Um Menschen für eigenes politisches Engagement zu begeistern, ist
die Schaffung von Partizipationserlebnissen, also der Rückbezug auf
die Offline-Welt, ein wesentlicher Erfolgsfaktor (vgl. den Beitrag von
Hans-Peter Meister und Felix Oldenburg in diesem Band). Einen
sinnvollen Beitrag können Vor-Ort-Veranstaltungen nach den On-
line-Arbeitsphasen liefern, denn so kann verhindert werden, dass mit
der Online- und der Offline-Welt zwei abgeschottete Kommunikati-
onsräume entstehen.

Während von den Teilnehmern erwartet wird, neue Aspekte in
die eigene Position aufzunehmen und die eigene Sicht der Dinge zu
hinterfragen und zu erweitern, muss den Teilnehmern seitens der
Politik das Gefühl vermittelt werden, auch faktisch und nicht bloß
symbolisch mitwirken zu können. Die Bürger müssen als Partner
im politischen Prozess ernst genommen werden und sich ernst ge-
nommen fühlen. Dies wird zum einen dadurch erreicht, dass sich
die Politik lernbereit und offen zeigt und ein weitgehendes Interesse
an der Bürgermeinung deutlich signalisiert. Zum anderen muss mit
der Verwertung der Ergebnisse internetgestützter Beteiligungs- und
Konsultationsverfahren transparent umgegangen werden, denn
nichts demotiviert die Teilnehmer mehr als folgenlose Online-Betei-
ligung. Vielmehr müssen die Teilnehmer den Eindruck haben, dass
ihre Vorschläge bei anstehenden politischen Entscheidungen, wenn
schon nicht direkt handlungsleitend, so doch zumindest zum gewis-
sen Grad als entscheidungsrelevant angesehen werden. Damit eine
Berücksichtigung möglich ist, muss die Vielfalt der Vorschläge zu
konkreten Konzepten transformiert werden, die anschlussfähig und
für die Politik unmittelbar nutz- und verwertbar sind. Da eine quali-
fizierte Partizipation mit verwertbaren Ergebnissen nur von gut in-
formierten Bürgern erbracht werden kann, müssen Informationen
von Beginn an in beide Richtungen fließen (Hart und Pflüger 2004).
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Nutzen und Herausforderungen von E-Konsultation

Der häufigste Einwand der Politik beim Thema E-Konsultation ist
die Frage nach der Substanz der Ergebnisse. Was sind also die mögli-
chen Mehrwerteffekte internetbasierter Beteiligungsverfahren? Zu-
nächst einmal schafft die Öffentlichkeitsbeteiligung via Internet Ein-
blicke in die Bedürfnisse, Präferenzen und Erwartungen der Öffent-
lichkeit und erlaubt Prognosen darüber, in welche Richtung sich eine
öffentliche Meinung im Lauf einer Diskussion über ein Thema ent-
wickeln würde. Statt statischer Abfragen werden hier dynamische
Meinungsbildungsprozesse sichtbar, die auch programmatische Aus-
sagen generieren können. Bereits mit relativ kleinen Gruppen, die
nur die Vielfalt der Meinungen in einer Gesellschaft statt alle demo-
graphischen Profile genau abbilden, sind dabei durchaus anspruchs-
volle Ergebnisse mit hoher Aussagekraft erreichbar. Dass mithin
auch bessere Entscheidungen entstehen können, wenn die »Weisheit
der Vielen« genutzt wird, hat der US-Autor James Surowiecki ein-
drucksvoll dargelegt. In seinem gleichnamigen Bestseller illustriert
er, wie große Gruppen von Laien einige analytische Aufgaben über-
raschend gut bewältigen (Surowiecki 2004). Bei einigen Schätzaufga-
ben, in der Zukunftsanalyse (Foresight) oder in der Demoskopie,
sind die Ergebnisse solcher Laiengruppen oft denen von Experten
überlegen. Wichtig ist, dass es nicht um Repräsentativität, sondern
um die Generierung von Wissen und Ideen geht. Die Ergebnisse von
Online-Konsultationen sind keineswegs mit Mehrheitsentscheiden
gleichzusetzen, sondern spiegeln vielmehr ein über moderierte On-
line-Dialoge generiertes Wissensspektrum wider, das der Politik eine
breitere Entscheidungsgrundlage bietet. So kann zumindest die Ent-
scheidungsbegründung und im besten Fall auch das Entscheidungs-
ergebnis verbessert werden (Märker und Wehner 2008).

Die Weisheit der Vielen kann also bei der Evidenzbeschaffung
sowie der Bewertung vorhandener Alternativen eingesetzt werden.
Durch den Blick auf vorhandene Meinungsbilder, Stimmungslagen
und Erwartungshaltungen der Bevölkerung kann E-Konsultation der
Politik dabei helfen, die Wahrscheinlichkeit von Fehlkommunikation
und Fehlentscheidungen zu senken und ausufernden Konflikten im
Implementationsprozess vorzubeugen. Doch mit den Online-Kon-
sultationen sind auch Herausforderungen verbunden, die berück-

36



sichtigt werden müssen. Zunächst sind internetgestützte Konsultati-
onsverfahren noch immer sehr personalintensiv und teuer. Es sind
bislang noch keine ausreichenden Standardisierungen vorhanden,
was relativ hohe »First-Mover«-Kosten verursacht. Zudem sind die
Betreuungskosten hoch, da eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit und
ein begleitendes Monitoring nötig sind und es sowohl bei der profes-
sionellen Moderation als auch bei der redaktionellen Betreuung weit-
reichender methodischer Kenntnisse bedarf. Auch die Aus- und Ver-
wertung der Beteiligungsergebnisse sind aufwendig. Ernsthafte Par-
tizipation erfordert Geld und Geduld. Sie belastet sowohl die
öffentlichen Haushalte als auch die Zeitressourcen der Entschei-
dungsträger, weshalb Grundvoraussetzung ein ausgeprägter politi-
scher Wille ist (Märker und Wehner 2008).

4 Ausblick

Oft wurde in den letzten Jahren angesichts von Mitgliederschwund
und der Auflösung klassischer Stammwählermilieus der Niedergang
der klassischen Mitgliederparteien beschworen. Dabei haben die Par-
teien in der Vergangenheit stets auf gesellschaftliche Veränderungen
reagiert. Unabhängig davon, ob sie sich zu »Profiparteien«, »Berufs-
politikerparteien«, »vote-getting Verbänden« (Marschall 2001) oder
»professionalisierten Medienkommunikationsparteien« (Jun 2004)
entwickeln, werden die deutschen Parteien deshalb nicht umhin-
kommen, neue Partizipationsmöglichkeiten zu schaffen, die einen
Dialog zwischen Spitze und Basis eröffnen. Aufgrund wachsender
Beteiligungsforderungen der Bevölkerung müssen Parteien ebenso
wie Regierungen schon während der Themenfindung und Politikfor-
mulierung (und nicht lediglich als Teil der nachträglichen PR) eine
ernsthafte und systematische Dialogkommunikation mit der Öffent-
lichkeit betreiben, sofern sie ihre gesellschaftliche Verankerung si-
chern und ihre Gestaltungskraft bewahren wollen. Sie sollten dabei
kreativer vorgehen als in den 90er Jahren. Schon damals war es »en
vogue«, durch die Einführung direktdemokratischer Elemente in der
parteiinternen Willensbildung die Parteistrukturen zu öffnen. Aller-
dings gelang es nicht, die Organisationskulturen der Parteien nach-
haltig zu verändern und jenen neuen Partizipationsbedürfnissen
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Rechnung zu tragen, die auf die (auch temporäre) Mitwirkung an
konkreten politischen Projekten ausgerichtet sind.5 Hier bietet das
Internet Chancen und Möglichkeiten.

Dabei gilt, dass nicht Instrumente, sondern Menschen mit ihrem
Wissen, ihren Ideen und Visionen die Zukunft lebendig machen.
Die Prognosen der Cyber-Enthusiasten, denen zufolge das Internet
quasi automatisch ein Revival der athenischen Agora bewirke, wie es
Al Gore vor einigen Jahren formulierte, sind in jedem Fall zu hoch
gegriffen. Der Hype einer »Demokratie 2.0« wird kaum durch Daten
erhärtet; neue Medien führen nicht automatisch zu mehr Engage-
ment. Es käme einer Illusion gleich zu glauben, der Schritt zur inter-
aktiven Beteiligungsdemokratie sei bereits vollzogen, nur weil die
Technik das Potenzial dafür bereitstellt. Und dennoch: Ungeachtet
dessen, dass die Möglichkeiten des Internets für die politische Kom-
munikation gegenwärtig bei Weitem noch nicht ausgeschöpft wer-
den, können internetbasierte Beteiligungsformate grundsätzlich zur
Vitalisierung der Demokratie beitragen, da sie potenziell sowohl die
Input- als auch die Output-Legitimation zu steigern vermögen. Wäh-
rend sich die Output-Legitimation politischen Handelns an der Ef-
fektivität und Effizienz von Regierungsaktivitäten bemisst, geht es
bei der Input-Legitimation darum, wie der politische Entscheidungs-
prozess gestaltet wird. Allein von der Auflösung alter Sender-Emp-
fänger-Hierarchien geht durch die Senkung der Hemmschwelle zur
Beteiligung eine demokratisierende Wirkung des Internets aus.
Stimmen, die bisher nicht wahrgenommen wurden, können sich
über die digitalen Medien und die dort zahlreich vorhandenen alter-
nativen Verbreitungswege Gehör verschaffen, was zu einer Plurali-
sierung des Meinungsbildes beitragen kann. So können durch dis-
kursive Prozesse auch die Laienmeinungen der Bevölkerung in den
politischen Prozess einbezogen werden, wodurch eine neue Form
der (Teil-)Öffentlichkeit entstehen könnte, die nicht nur expertenba-
siert ist. Durch eine gewisse Dezentralisierung der kommunikativen
Machtverhältnisse und konkrete Online-Beteiligungsverfahren kann

5 Erwägenswert im Sinn direktdemokratischer Konzepte wäre es, mehr Entschei-
dungsprozesse auf die Mikroebene zivilgesellschaftlicher Willensbildung zu verla-
gern. Dies würde allerdings die Bereitschaft der Politik zu einem Machttransfer
von oben nach unten voraussetzen, weshalb – unabhängig von der Frage der Reali-
sierbarkeit – eine Umsetzung nicht als wahrscheinlich zu erachten ist.
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das Individuum als politischer Akteur so mehr Autonomie gewin-
nen. Auf Seiten der Politik werden die politischen Entscheidungskos-
ten durch Online-Beteiligungsverfahren kurzfristig sicherlich nicht
verringert. Aber wenn politisches Online-Handeln in der Offline-
Welt als eine Art »Return on Investment« wahrnehmbar ist, kann
das Internet nicht nur die Ergebnisqualität politischer Entscheidun-
gen erhöhen, sondern auch durch wertvolle Teilhabeerlebnisse der
Nutzer die Legitimation von Politik steigern.

Damit das Internet jedoch diese Rolle erfüllen kann, sind weitere
Voraussetzungen notwendig, beispielsweise der Zugang zum Inter-
net. Trotz der von Bundeskanzlerin Angela Merkel angestoßenen
Diskussion über eine flächendeckende Breitbandverlegung6 wird die
»digitale Spaltung«, also die ungleiche Verteilung des Zugangs zu
digitalen Informations- und Kommunikationstechnologien, auch in
den kommenden Jahren nicht überwunden werden können. Davon
unabhängig schafft allein der schnelle Zugang an sich weder Orien-
tierung noch führt er automatisch zur fundierten Meinungsbildung,
die einer Mitwirkung vorangehen sollte. Es geht also um »politisches
Sozialkapital« (Feick 2007) im Sinn eines »Empowerments« der Be-
völkerung, denn die Förderung der Politikbereitschaft und -fähigkeit
der Bevölkerung ist eine wesentliche Voraussetzung für erfolgreiche
Partizipation. Neben der technologischen Kluft besteht also auch
eine Kompetenz-, Informations- und Wissenslücke in Fragen, wie
politische Prozesse vonstattengehen und die technologischen Partizi-
pationsmöglichkeiten nutzbar gemacht werden können. Politische
Bildung sowie die Schulung von Medienkompetenz und Wissensma-
nagement werden daher als Herausforderung für die nächsten Jahre
weiter an Bedeutung gewinnen.

Eine zentrale Frage der kommenden Jahre wird zudem sein, ob
und unter welchen Umständen es das Internet vermag, die Desinte-
ressierten an das politische Geschehen heranzuführen und zu mobi-
lisieren. Dabei ist entscheidend, dass nicht nur der Aktivismus der
ohnehin bereits politisch Interessierten, die das Netz ergänzend zu
konventionellen Kanälen politischen Engagements nutzen, bestärkt

6 Siehe die Rede von Bundeskanzlerin Angela Merkel auf dem 3. Nationalen IT-
Gipfel am 20. November 2008 in Darmstadt. www.bundesregierung.de/Content/
DE/Rede/2008/11/2008-11-20-merkel-it-gipfel.html (Download 2.2.2009).

39



wird. Barack Obamas Wahlkampagne gelang dieser Spagat: Seine
Präsenz im Internet war weder Selbstzweck noch Allheilmittel, son-
dern Bestandteil einer beispiellosen, auch klassische ›Tür-zu-Tür‹-
Strategien umfassenden Mobilisierungsanstrengung, mit der er auch
weniger technikaffine Bevölkerungsschichten erreichte. Wichtig ist
also in diesem Zusammenhang, dass das Medium Internet selbst
nicht die Botschaft wird, sondern ein Vehikel bleibt, das einen erns-
ten und ehrlich gemeinten Dialog ermöglicht. Und so darf das On-
line-Handeln in der Offline-Welt nicht ohne Folgen bleiben. Die Fol-
gen des virtuellen Beteiligungsprozesses müssen in der Realwelt
nicht nur wahrnehmbar sein, sondern auch das Potenzial haben, zu
realen Verhaltensänderungen zu führen. Für den Nutzer muss es
sich erkennbar lohnen, Zeitressourcen auf politische Online-Kom-
munikation zu verwenden. Dazu gehört auch die Schaffung von Teil-
habeerlebnissen, denn es geht um mehr als nur um die Sache: Vie-
len Beteiligten geht es auch um das »Erlebnis Gemeinsamkeit«, um
das »Erlebnis Demokratie«.

Somit stellt das Internet, zusammenfassend betrachtet, sowohl
eine Ressource als auch ein Risiko für politische Organisationen dar,
denn Beteiligung über das Internet kann nur funktionieren, wenn
politische Organisationen kommunikativ wie substanziell auf einen
gewissen Teil der Kontrolle verzichten und wenn sie die Vermittlung
von Politik tatsächlich um den Aspekt des Zuhörens erweitern. Das
World Wide Web als Ressource zu begreifen, erfordert den Mut und
die Bereitschaft der politischen Akteure, eigene Machtpositionen und
Einflusspotenziale abzugeben. Davor scheuen viele Politiker in
Deutschland noch immer zurück, weil der Grad der Umverteilung
von Macht und Einfluss keineswegs vorhersehbar ist.
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